
Die Diskussion um die Studiengebühren hält an. Befürwofter und Geg-
ner nehmen dabei zum Teil unversöhnliche Standpunkte ein. Prof. Det-
lef Müller-Böling vom Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) will die
Debatte in objektivere Bahnen lenken und stellt ein neues Studienbei-
tragsmodell vor.

nutzt. Mit dem hier vorgestellten
Studienbeitragsmodell wurden er-
ste Schritte in Richtung auf die Ent-
wicklung eines in Deutschland rea-
lisierbaren Gebührenmodells in An-
griff genommen. Es ist pragmatisch
ausgerichtet, da es die Rahmenbe-
dingungen im deutschen Hoch-
schulsektor berücksichtigt. Bei-
spielsweise werden Maßnahmen
einbezogen, die bei allen Beteilig-

Produktivitätsspillovers am Ar-
beitsplatz oder Wachstumseffek-
ten). Dadurch läßt sich eine staatli-
che Teilfinanzierung begründen.
Studiengebühren sollten also zur
staatlichen Finanzierung hinzutre-
ten, sie jedoch nicht ersetzen.

2. Die Chancen und Risiken, die mit
der Einführung von Studiengebüh-
ren verbunden sind, liegen auf der
Hand: Es besteht die Gefahr der
sozialen Selektion und Abschrek-
kung. Außerdem drohen die Studi-
engebühren in staatlichen Haushal-
ten zu versickern oder durch hohe
Verwaltungskosten aufgezehrt zu
werden. Andererseits bieten Studi-
engebühren jedoch die Perspekti-
ve, die Unterfinanzierung der
Hochschulen zu mindern. Hinzu
kommt, daß angesichts der indiVi-
duellen Vorteile der Hochschulbil-
dung Gerechtigkeit im Sinne von
Leistung und Gegenleistung ge-
schaffen werden könnte. Studien-
gebühren können Anreize zu witl-
schaftlichem Handeln setzen und
ei n Anbieter-Nachfrager-Verhältnis
zwischen Hochschule und Studie-
renden etablieren, in dem die
Nachfrager Lehrleistungen aktiv
einfordern und die Anbieter finanzi-
elle Anreize erhalten, ein präferenz-
gerechtes Lehrangebot bereitzu-
stellen.

Die sachliche Analyse der Chancen
und Risiken sollte somit an die Stel-
le pauSchaler Urteile über Studien-
gebühren treten. Die Einführung
von Studiengebühren ist dann
empfehlenswert, wenn es gelingt,
ein Modell zu konzipieren, das die
Risiken vermeidet und die Chancen

Sachliche Analyse statt
pauschaler Urteile

ten die Akzeplanz des Modells si-
chern. Außerdem gilt die Prämisse,
daß das Modell angesichts der La-
ge der öffentlichen Haushalte keine
zusätzlichen Lasten für die Staats-
kasse erzeugen darf. Das Studien-
beitragsmodell wird im folgenden
grob skizziert.

Die Beitragserhebung (incl. der
Festlegung der Beitragshöhe) soll
durch Landesgesetze geregelt
werden, bzw. sollen sie die Hoch-
schulen zur Erhebung von Studien-
beiträgen (incl. eigener Spielräume
bei der Beitragshöhe) ermächtigen.
Letzteres würde Wettbewerb, Au-
tonomie und Profilbildung der
Hochschulen fördern und bei der
Einführung der Beiträge zu einem
Konsens zwischen Land und Hoch-
schule führen.

Grundsätzlich zahlen alle Studie-
renden Beiträge. Dies entspricht

Detlef Müller-Böling:
Die Einnahmen werden

nur für die Lehre eingesetzt

dem fundamentalen Prinzip der
Aquivalenz von Leistung und Ge-
genleistung. Ausnahmen könnten
während der ersten zwei Hoch-
schulsemester (in denen die Stu-
dierenden feststellen können, ob
das gewählte Studium ,,das Geld

Studiengebühren:
Effi zient, gerecht und

leistungsorientiert

^ 
usgangspunkt für die Konzep-

lltion des Studienbeitragsmo-
dells waren zwei ökonomische Ar-
gumentationsstränge:

1. Die klassischen allokativen Be-
gründungen für Marktversagen
sind nicht geeignet, eine staatliche
Vollfinanzierung des knappen Gu-
tes Hochschulbildung zu rechtferti-
gen: Hochschulbildung erfüllt we-
der das Kriterium der Nichtrivalität
im Konsum noch das Kriterium der
Nichtausschließbarkeit vom Kon-

Hochschulbildung ist
kein öffentliches Gut

sum. Damit ist es kein öffentliches
Gut. lnformationsprobleme hin-
sichtlich der Qualität der Hoch-
schulbildung rechtfertigen zwar
staatliche lnterventionen - bei-
spielsweise in Form von staatlich
geregelter Akkreditierung oder
staatlichen Maßnahmen zur Schaf-
fung von Transparenz der Lehrlei-
stung - sind jedoch ebenfalls kein
Grund für staatliche Finanzierung.
Das häufig im Zusammenhang mit
Bildung vorgebrachte Argument
der Meritorisierung, also eines
staatlichen Eingriffs entgegen der
Präferenzen der Bürger, fußt auf ei-
nem paternalistischen Staatsver-
ständnis und gibt staatlichen Ent-
scheidungsträgern einen Freibrief
für beliebige staatliche Eingriffe. Es
fühd deshalb in diesem Zusam-
menhang nicht weiter.

Bleibt die Tatsache, daß Hoch-
schulbildung externe Effekte verur-
sacht (2.8. im Zusammenhang mit
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wert ist") oder mittels eines be-
stimmten Prozentsatzes an Frei-
plätzen gemacht werden (um mög-
liche Abschreckungswirkungen
durch doppelte Zahlungsverpflich-
tungen aus Studienbeiträgen und
BAföG zu vermeiden).

Um eine Anbieter-Nachfrager-Be-
ziehung zu etablieren, erfolgt die
Beitragszahlung direkt an die je-
weilige Hochschule. Die Hoch-
schulen haben dadurch die Mög-
lichkeit, ,,Drittmittel für die Lehre"
zu erzielen. Dies führt im bisher
stark forschungsorientierten An-
reizsystem für Wissenschaftler zu
einer stärkeren Berücksichtigung
der Lehre. Denn eine hohe Lehrlei-
stung zieht Studierende an und
zahlt sich finanziell aus.

Gleichzeitig muß gesichert sein,
daß der Staat sich nicht im Umfang
des Beitragsaufkommens aus der
Hochschulfinanzierung zurück-
zieht. Wenn die Beiträge in öffentli-
chen Haushalten versickern, wür-
den die Leistungsanreize für die
Hochschulen beseitigt werden und
es würde sich nichts an der Unterfi-
nanzierung ändern. Geeignete
Maßnahmen zur Sicherung der
staatlichen Zuweisungen sind die
Fixierung des staatlichen und pri-
vaten Anteils an der Finanzierung
eines Studienplatzes und die Ein-
führung formelgebundener, an Stu-
dierenden-l ndikatoren gekoppelter
staatlicher Zuweisungen. Sind z.B.

- wie in Neuseeland - die staatli-
chen und privaten Anteile der Fi-
nanzierung auf 75:25 fixiert, so ent-
wickeln sich die Anteile parallel und
nicht entgegengesetzt. Gleiches
gilt für formelgebundene staatliche
Zuweisungen, die sich an lehrbezo-
genen I ndikatoren orientieren.

Die Verwendung der Beiträge
muB überprüfbar sein

Das Beitragsaufkommen wird
zweckgebunden für die Lehre ein-
gesetzt. Die Verwendung der Mittel
wird dokumentierl und sollte auf
systematischen lnformationserhe-
bungen (2.8. mittels Befragungen)
über Mängel und Engpässe der
Lehre beruhen. Dadurch wird der
Nutzen der Studienbeiträge trans-
parent, außerdem ist die Verwen-
dung überprüfbar.

Studierende, die den Studienbei-
trag nicht aufbringen können, kön-
nen ein Studiendarlehen aufneh-
men, das einkommensabhängig
zurückgezahlt wird. Damit ist si-
chergestellt, daß jeder Studienwilli-

ge das Geld aufbringen kann. Die
Einkommensabhängigkeit der
Rückzahlung sorgt dafür, daß
Rückzahlungsverpflichtungen nur
dann entstehen, wenn aus dem
Studium tatsächlich individuelle
Vorteile in Form hoher Einkommen
resultieren.

Studiendarlehen
für alle

Die Darlehen werden von privaten
oder öffentlich-rechtlichen Banken
zum Kapitalmarktzins vergeben. Ei-
ne ,,Studienkreditanstalt" (SKA)
übernimmt die Ausfallsicherung
und damit das volle Risiko. Durch
die SKA werden die einkommens-
abhängigen Rückzahlungen von
den Zins- und Tilgungszahlungen
abgekoppelt. Die privaten Banken
erhalten also auf jeden Fall die ver-
einbarten Zins- und Tilgungsraten
von der SKA. Diese Konstruktion
ermöglicht eine private (Anschub-)
Finanzierung des Darlehenssy-
stems. Staatliche Haushalte wer-
den also nicht zusätzlich belastet,
und die Beitragseinnahmen kom-
men den Hochschulen sofort zugu-
te. Die Darlehenssicherung durch
die SKA sorgt für einen niedrigen
Zinssatz, denn sie löst auch das
Problem der nicht vorhandenen
dinglichen Sicherungsmöglichkei-
ten.

Rückzahlungsausfälle werden über
eine aus dem Beitragsaufkommen
fi nanzierte Rücklage gedeckt. Auch
hier erfolgt also keine Belastung öf-
fentlicher Kassen. Da die Rücklage
die Drittmittelfür die Lehre mindert,
entsteht für die Hochschulen der
Anreiz, qualifiziert und marktge-
recht auszubilden, um so die Aus-
fallrisiken zu minimieren. Dabei
zeigt sich eine interessante Eigen-
schaft des Modells: Wenn die
Hochschulen immer mehr arbeits-
lose Akademiker produzieren, stei-
gen die Rücklagen ständig, und die
Drittmittel für die Lehre sinken. Die
Hochschulen bekommen also im-
mer weniger Geld. Sie erbringen
keine Leistung und erhalten folge-
richtig auch keine Gegenleistung.

Der Rückzahlungstarif enthält eine
Einkommensgrenze, die sicher-
stellt, daß Geringverdiener bzw. Ar-
beitslose keine Rückzahlungen lei-
sten müssen. Bei Überschreiten
der Grenze wird ein progressiver
Tarif angewandt (entweder durch
eine lineare Progression oder einen
Stufentarif mit zwei bis drei Rück-
zahlungssätzen), der zu einer
schnellen Rückzahlung bei Hoch-

verdienern und einer langsamen
Rückzahlung bei N iedrigverdienem
führt. Absolventen mit niedrigem
Einkommen werden zu Beginn ihrer
Berufskarriere finanziell geschont
und realisieren durch den zeitlichen
Aufschub einen geringeren Gegen-
wartswert der Zahlung als Bezieher
höherer Einkommen mit demsel-
ben Darlehensvolumen.

Um die administrativen Kosten ge-
ring zu halten, wird die Darlehens-
gewährung nicht an Bedingungen
geknüpft. Aufwendige Einkom-
mensprüfungen sind also nicht not-
wendig. Auch die sonstigen Rege-
lungen tragen dazu bei, daß das
Modell administrativ handhabbar
bleibt. So soll etwa die SKA mög-
lichst zentral organisiert werden,
um GröBenvorteile bei der Abwick-
lung auszuschöpfen. Die Einzie-
hung der Rückzahlungen kann über
das Finanzamt oder einen Direkt-
abzug beim Aöeitgeber erfolgen.
Alternativ kann eine individuelle
Meldepflicht der Absolventen bei
der SKA vorgesehen werden.

lnsgesamt schafft das Modell viele
Anreize für ein effekives Handeln
aller Beteiligrten, Es legt Wert auf
Akzeptanz und auf schnellen und
direkten Mittelzufluß an die Hoch-
schulen. Es vermeidet Studienzu-
gangsbanieren und sorgt für Ge-
rec hti gkeit. Der Verzicht auf zusäIz-
liche staatliche Finanzierung im
Rahmen des Darlehenssystems ist
eine wesentliche Bedingung für die
Realisierbarkeit des Modells in Zei-
ten knapper öffentlicher Kassen.

Die Studienbeiträge sind nur
ein Teil der Reform

Studienbeiträge allein sind aller-
dings noch längst kein Allheilmittel.
Sie sind lediglich Teil einer umfas-
senden, aufeinander abgestimm-
ten Gesamtreform des Hochschul-
sektors. Dazu gehören beispiels-
weise auch die Reform der staatli-
chen Hochschulfinanzierung durch
Globalhaushalte sowie eine lei-
stungs- und volumenbezogene
Mittelvergabe.

Ebenso wichtig sind ein stärkerer
Wettbewerb beim Hochschulzu-
gang und die Veränderung hoch-
schulinterner Organisationsstruk-
turen, die zur besseren und flexi-
bleren Anpassung an die Nachfra-
gerwünsche führen. Nur wenn die-
se weiteren Bedingungen erfüllt
sind, werden sich die positiven Wir-
kungen der Studienbeiträge voll
entfalten können.
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